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BEST PRACTICE BVG ÜBERSICHT 

Das BVG regelt nur das gesetzliche Minimum 
und lässt zudem einen gewissen Spielraum 
für abweichende Reglemente. Es bestehen 
verbreitet überobligatorische Versicherungen 
oder Regelungen.

BV: Versicherte Personen
Dem BVG obligatorisch unterstellt sind Arbeit-
nehmende, welche

	• den BV-Mindestlohn von CHF  22 050.– 
(Stand 2024) oder mehr verdienen,

	• für mehr als drei Monate angestellt sind,
	• die altersmässigen Voraussetzungen erfüllen.

Von der obligatorischen Versicherung ausge-
nommen sind:

	• Arbeitnehmende mit einem Jahreslohn un-
ter CHF 22 050.– (Stand 2024)

	• Arbeitnehmende mit einem befristeten Ar-
beitsvertrag von höchstens drei Monaten 
(Detailbestimmungen siehe weiter unten 
im Text)

	• Arbeitnehmende, die nebenberuflich tätig 
sind und bereits für eine hauptberufliche 
Erwerbstätigkeit obligatorisch versichert 
sind oder im Hauptberuf eine selbstständi-
ge Erwerbstätigkeit ausüben

	• Personen, die im Sinne der IV zu mindes-
tens 70% invalid sind

	• Weitere Ausnahmen bestehen für befristet 
in der Schweiz tätige Entsandte sowie in 
Landwirtschaftsbetrieben und in Botschaf-
ten (Art. 1j Abs. 1 und 2 BVV2).

Minimaldauer
Arbeitnehmende, deren Arbeitsvertrag eine 
Dauer von höchstens drei Monaten ausweist, 

sind der obligatorischen BVG-Versicherung 
nicht unterstellt. Wird jedoch das Arbeitsver-
hältnis über diese Dauer hinaus verlängert, 
werden die Arbeitnehmenden ab dem Zeit-
punkt versichert, an dem die Verlängerung 
vereinbart wird, und nicht erst ab dem vierten 
Monat nach Anstellung.1

Altersmässige Voraussetzungen
Beitrags- und versicherungspflichtig sind Mit-
arbeitende ab dem 1. Januar des Kalender-
jahrs, in welchem sie

	• 18 Jahre alt werden für die Risiko
versicherung,

	• 25 Jahre alt werden für die Voll
versicherung.

	
Die Beitragspflicht endet mit dem Monat, in 
welchem das Rentenalter erreicht wird, wobei 
das Reglement etwas anderes vorsehen kann:

	• Eine Weiterversicherung auf Verlangen der 
versicherten Person bis höchstens zum 
70. Altersjahr ist möglich, sofern das Reg-
lement dies vorsieht.

	• Die vorzeitige Pensionierung ist in den Reg-
lementen geregelt, wobei diese frühestens 
ab dem vollendeten 58.  Altersjahr vorge-
sehen werden darf. Ausnahmen bestehen 

bei betrieblichen Restrukturierungen und 
bei Arbeitsverhältnissen, bei denen aus 
Gründen der öffentlichen Sicherheit frühere 
Pensionierungen vorgesehen sind (z. B. Pi-
loten, Polizei).

	• Zudem besteht die Möglichkeit einer Wei-
terversicherung des ungekürzten versicher-
ten Verdiensts bei Teilpensionierung. Dies 
gilt auf Verlangen der versicherten Person, 
und sofern sich der Lohn um höchstens die 
Hälfte reduziert. Voraussetzung ist, dass 
dies im Reglement so vorgesehen ist.

BV: Versicherter Lohn
Koordinierter Lohn
Dem BVG obligatorisch unterstellt werden Ar-
beitnehmer und Arbeitnehmerinnen, die einen 
Jahreslohn von mehr als CHF 22 050.– ver-
dienen.

Diese Summe entspricht 6/8 einer vollen ma-
ximalen AHV-Rente (6/8 × 12 × CHF 2450.–). 
Massgebend war für den Gesetzgeber die 
Überlegung, dass, wer vor der Pensionierung 
weniger als diesen Betrag verdiente, mit der 
AHV-Rente allein auskommen kann.

Der nach BVG obligatorisch anrechenbare 
Jahreslohn ist nach oben auf CHF 88 200.– 
begrenzt (3 × 12 × 2450.–).

Der sogenannte Koordinationsabzug beträgt 
CHF 25 725.– (7/8 × 12 × CHF 2450.–). Der 
versicherte (koordinierte) Lohn berechnet sich 
als der Jahreslohn minus Koordinationsabzug. 
Dabei sind aber die minimal und die maximal 
versicherten Löhne zu beachten:

	• Minimal werden CHF 3675.–  
(1,5 × CHF 2450.–) versichert.

	• Maximal werden CHF 62 475.– 
(CHF 88 200.– minus 25 725.–) versichert.

Der versicherte Verdienst für die berufliche 
Vorsorge wird wie folgt errechnet (siehe Ta-
belle 1).

Berufliche Vorsorge (BVG)  
in der Schweiz
Das Bundesgesetz über die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvor-
sorge (BVG) bildet das grundlegende Gerüst für die berufliche Vorsorge in der 
Schweiz. Allerdings regelt es lediglich das gesetzliche Minimum und lässt Raum 
für abweichende Reglemente. In der Praxis existieren zahlreiche überobligato-
rische Versicherungen und Regelungen. Dieser Artikel beleuchtet die Pflichten 
und Ausnahmen gemäss dem BVG, wirft einen Blick auf die Versicherungs
untergrenzen und -obergrenzen sowie auf die vielfältigen Möglichkeiten über
obligatorischer Versicherungen.

	� Von Ralph Büchel

Jahreslohn Versicherter Lohn (Stand 2024)

	 CHF 	 0.– 	 bis 	 22 050.– 	 CHF 	 0.–

	 CHF 	 22 050.– 	 bis 	 29 400.– 	 CHF 	 3 675.–

	 CHF 	 29 400.– 	 bis 	 88 200.– 	 Jahreslohn minus 	 CHF 	 25 725.–

	 CHF 	 88 200.– 	 und mehr 	 CHF 	 62 475–

Tabelle 1: Berechnung versicherter Verdienst
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Die Reglemente erlauben es dem Arbeitgeber 
durchaus, gewisse AHV-/IV-/EO-/ALV-beitrags-
pflichtige Lohnteile für die BVG-Leistungen 
auszuschliessen. Zudem werden Lohnerhö-
hungen unter dem Jahr teilweise nicht berück-
sichtigt.

Beispiele des obligatorisch versicherten (ko-
ordinierten) Jahreslohns siehe Tabelle 2.

Die BVG-Grenzbeträge (Stand 2024) werden 
(sofern der Bundesrat nicht davon abweicht) 
wie folgt errechnet (siehe Tabelle 3).

Massgebender Jahreslohn
Der anrechenbare Jahreslohn entspricht dem 
massgebenden Lohn der AHV. Die Vorsorge-
einrichtung kann in ihrem Reglement vom 
massgebenden Lohn der AHV abweichen, 
indem sie Lohnbestandteile weglässt, die 
nur gelegentlich anfallen, sowie die Voraus-
deklaration für das ganze Versicherungsjahr 
vorsieht (Art. 7 Abs. 2 BVG und Art. 3 Abs. 1 
BVV2).

Die Reglemente erlauben es dem Arbeitgeber 
folglich, gewisse AHV-/IV-/EO-/ALV-beitrags-
pflichtige Lohnteile für die BVG-Leistungen 
auszuschliessen (z. B. unregelmässige Nacht- 
und Überstundenzulagen, freiwillige Gratifika-
tionen, Erfolgsbeteiligungen etc.). 

Da das BVG nur erlaubt, unregelmässige 
Lohnbestandteile auszuschliessen, sind alle 
Lohnbestandteile, die mit einer gewissen 
Regelmässigkeit anfallen, zu versichern, 
wenigstens so weit, als sie im Bereich des 
Versicherungsobligatoriums anfallen (bis 
CHF 88 200.–). Dazu gehören mit einer Re-
gelmässigkeit ausgerichtete Nachtzulagen 
wie auch regelmässige Naturalleistungen 
(Privatanteil des Geschäftsautos, vergünstigte 
Firmenwohnung etc.).

Überobligatorische Versicherungen
Sehr viele Reglemente sehen überobligatori-
sche Versicherungsanteile vor, welche dann 
für die Arbeitnehmenden verbindlich sind. In 
der Praxis kommen insbesondere folgende 
Möglichkeiten vor (siehe Tabelle 4):

	• Der maximal anrechenbare Lohn ist höher 
als das BVG-Maximum (beispielsweise 
CHF 250 000.–). Maximal ist der zehnfache 
Betrag des BVG-Maximums erlaubt.

	• Der Mindestlohn und/oder der Koordina-
tionsabzug sind vom Pensum abhängig. 
Der Mindestlohn und Koordinationsabzug 
werden dabei entsprechend dem Beschäf-
tigungsgrad reduziert.

BV: Beiträge
Die Beiträge werden von den Arbeitgebenden 
sowie von den Arbeitnehmenden erhoben; 
die Beitragshöhe der Arbeitgebenden muss 
insgesamt mindestens gleich hoch sein wie 
die Höhe der Beiträge ihrer Arbeitnehmenden 
(siehe Tabelle 5).

Die Beitragssätze variieren von einer Pensi-
onskasse zur anderen, insbesondere je nach 
Finanzierungsart. Die Beiträge der Versicher-
ten und des Arbeitgebers können einheitlich 

erfolgen oder frei gestaffelt werden. In der 
Praxis werden teilweise um die 65% vom Ar-
beitgeber finanziert.

Da mit den Beiträgen die Altersgutschriften 
finanziert werden müssen, sind gemäss BVG 
Mindestsparbeiträge vorgegeben. Das ergibt 
dann folgende Beiträge (total für Arbeitgeber 
und Arbeitnehmende, jedoch ohne Risikover-
sicherung):

Alter Prozente des koordinierten Lohns

25–34 7%

35–44 10%

45–54 15%

55–64/65 18%

Tabelle 5: Übersicht BV-Beiträge

Jahreslohn 50 000.– 90 000.– 26 000.– 23 000.– 18 000.–

Koordinationsabzug 25 725.– 25 725.– 25 725.– 25 725.– nicht  
versichert

Differenz 24 275.– 64 275.– 275.– –2 725.–

Koordinierter Lohn/
Jahr

24 275.– 62 475.– 3 675.– 3 675.–

Erläuterung Maximum Minimum Minimum < 22 050.–

Tabelle 2: Beispiel koordinierter Jahreslohn	

AHV-Rente max. pro Monat 	 CHF 	 2 450.–

AHV-Rente max. pro Jahr 	 CHF	 29 400.–

Mindestlohn (Eintrittsschwelle) 6/8 von CHF 29 400.– 	CHF	 22 050.–

Maximallohn 3-mal CHF 29 400.– 	CHF	 88 200.–

Koordinationsabzug 7/8 von CHF 29 400.– 	CHF	 25 725.–

Max. koordinierter Lohn CHF 88 200.– minus CHF 25 725.– 	CHF	 62 475.–

Min. koordinierter Lohn 1,5-mal CHF 2 450.– 	CHF	 3 675.–

Tabelle 3: BVG-Grenzbeträge 

Beispiele BVG Überobligatorisch BVG Überobligatorisch

Jahreslohn 100 000.– 100 000.– 30 000.– 30 000.–

Pensum 100% 100% 40% 40%

Koordinationsabzug 25 725.– 25 725.– 25 725.– 10 290.–

Differenz 74 275.– 74 275.– 4 275.– 19 710.–

Koordinierter Lohn/Jahr 62 475.– 74 275.– 4 275.– 19 710.–

Erläuterung höherer versicherter Lohn Koordinationsabzug  
pensenabhängig

Tabelle 4: Überobligatorische Versicherungen
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Meist sind die Monatsprämien fix 1/12 der 
Jahresprämie. Den versicherten Lohn legen 
Sie für die Mitarbeitenden jeweils am Anfang 
eines Jahres fest. Im Fachjargon heisst dies 
«vorschüssige Lohndeklaration».

Die Abrechnung des BV-Beitrags ist in den 
Lohnabrechnungsprogrammen unterschied-
lich: Ein Teil der Lohnprogramme errechnet 
den BV-pflichtigen Lohn aus dem Jahreslohn. 
Andernfalls ist der koordinierte Lohn zu erfas-
sen. In manchen Lohnabrechnungsprogram-
men ist der BV-Beitrag als fixer Frankenbetrag 
einzutragen.

Hinweis
Teilweise wird in Lohnabrechnungen der ko-
ordinierte Lohn aus dem Jahreslohn errech-
net und die Berechnung des monatlichen 
Beitrags ausgewiesen, wie folgendes Beispiel 
bei einem Jahreslohn von CHF  65 000.– 
zeigt:

PK-/BVG-Beitrag Altersvorsorge und Risiko

CHF 39 275.– 	 1/12 	 CHF –196.40

(CHF 65 000.– – CHF 25 725.– = CHF 39 275.–)

Oft wird der monatliche Abzug durch die Vorsorge-
einrichtung berechnet, und die Lohnabrechnung sieht 
dann wie folgt aus:

PK-/BVG-Beitrag fix 		  CHF –196.40

BV: Sonderfälle	
Anstellung bei mehreren Arbeitgebern
Es wird nur der Haupterwerb versichert (so-
fern über dem Mindestlohn), Nebenerwerbe 
bleiben unberücksichtigt. Eine gleichzeitige 
obligatorische Versicherung bei mehreren Ar-
beitgebern ist im BVG nicht vorgesehen.

Wenn Arbeitnehmende im Dienste mehre-
rer Arbeitgeber stehen, ihr Lohn jedoch bei 
keinem die Höhe des Mindestlohns erreicht, 
sind sie dem BVG nicht unterstellt. Das BVG 
erlaubt ihnen aber die freiwillige Versicherung 
bei der Auffangeinrichtung oder bei der Vor-
sorgekasse bei einem ihrer Arbeitgeber. 

Voraussetzung ist, dass der gesamte Jah-
reslohn den Betrag des Mindestlohns über-
steigt. Die Arbeitgeber haben für die Hälfte 
der Prämien aufzukommen, wobei die Auftei-
lung im Verhältnis zum Beschäftigungsgrad 
erfolgt.

Teilzeitmitarbeitende

PRAXISBEISPIELE
Beispiel 1
Eine Aushilfe arbeitet 20% als Nachtwächter. Er 
erzielt ein Einkommen von CHF 10 400.– pro Jahr. 
Bei einem Vollpensum würde sein Jahreslohn 
CHF 52 000.– betragen. Er ist nicht zu versichern, 
weil der Jahreslohn unter CHF 22 050.– liegt.

Auch der Koordinationsabzug nach BVG ist nicht 
vom Pensum abhängig. Um auch teilzeitlich Arbei-
tenden eine bessere berufliche Vorsorge zu gewäh-
ren, können die Reglemente vorsehen, dass der 
Koordinationsabzug entsprechend dem Beschäfti-
gungsgrad reduziert wird.

Beispiel 2
Eine Mitarbeiterin mit einem Pensum von 50% er-
zielt ein Einkommen von CHF 30 000.–. Nach BVG 
beträgt der versicherte Jahreslohn CHF  30 000.– 
minus Koordinationsabzug von CHF  25 725.–, 
also CHF  4275.–. Sieht ein Reglement einen vom 
Pensum abhängigen Koordinationsabzug vor, so 
beträgt der versicherte Lohn CHF  30 000.– minus 
CHF 12 862.50 = CHF 17 137.50.

Unterjährige Arbeitsverhältnisse  
(Eintritt, Austritt)
Die Handhabung bei Ein- und Austritten unter 
dem Jahr ist folgende: Ist der Arbeitnehmen-
de weniger als ein Jahr lang bei einem Arbeit-
geber beschäftigt, so gilt als Jahreslohn der 
Lohn, den er bei ganzjähriger Beschäftigung 
erzielen würde (Art. 2 Abs. 2 BVG). Diese Per-
sonen sind also während der Beschäftigungs-
zeit zu versichern, sofern der Monatslohn 
(inkl. Anteil 13. Monatslohn) ein Zwölftel des 
Mindestlohns erreicht.

PRAXISBEISPIELE
Beispiel 1
Ein Student absolviert für fünf Monate ein Prakti-
kum. Er erhält dafür einen Lohn von CHF  2000.– 
plus 13. Monatslohn. Obwohl sein Gesamtlohn von 
CHF 10 833.35 unterhalb des minimalen Lohns von 
CHF  22 050.– liegt, ist er zu versichern. Der Jah-
reslohn beträgt CHF  26 000.–, dieser Lohn ist für 
die Versicherungsbestimmung entscheidend. Der 
koordinierte Lohn beträgt CHF 3675.– pro Jahr oder 
CHF  306.25 pro Monat (minimaler koordinierter 
Lohn).

Beispiel 2
Eine langjährige Mitarbeiterin mit einem Einkommen 
von CHF 10 000.– tritt am 31. März aus. Ihr Jahres-
lohn beträgt CHF 130 000.–. Der Jahreslohn über-
steigt die Lohnobergrenze. Sie ist zum maximalen 
koordinierten Lohn zu versichern (CHF 62 475.– pro 
Jahr, CHF 5206.25 pro Monat), obwohl der Gesamt-
lohn für die drei Monate unterhalb der Maximalgren-
ze liegt. Auch hier ist der Jahreslohn massgebend.

Bei Eintritt oder Austritt während eines Mo-
nats wird in der Regel der volle Beitrag ab-

gezogen, wenn der grössere Teil des Monats 
gearbeitet wird. Andernfalls wird kein Beitrag 
abgezogen. Das BVG regelt diese Frage nicht, 
dies bleibt den Reglementen der einzelnen 
Pensionskassen überlassen.

PRAXISBEISPIEL
Ein Reglement schreibt die Beitrags-
pflicht bei Eintritt oder Austritt wie folgt vor:

	• Eintritt bis und mit 14. ganzen Monat  
beitragspflichtig

	• Eintritt ab dem 15. ganzen Monat  
beitragsbefreit

	• Austritt bis und mit 14. ganzen Monat  
beitragsbefreit

	• Austritt ab dem 15. ganzen Monat  
beitragspflichtig

Kurze und wiederholte  
Arbeitsverhältnisse
Bei kurzen Arbeitsverhältnissen stellt sich in 
der Praxis oft die Frage, ob die Mitarbeiterin 
oder der Mitarbeiter dem BVG zu unterstellen 
ist. Es gilt Folgendes:

Bei einem Arbeitsverhältnis von drei Mona-
ten und weniger erfolgt keine Unterstellung. 
Wird das Arbeitsverhältnis über drei Monate 
verlängert, so ist die Person ab dem Folgemo-
nat, in welchem die Verlängerung vereinbart 
wird, dem BVG zu unterstellen. Bei wieder-
holten kurzen Arbeitsverhältnissen sind diese 
zusammenzuzählen. Es sind die sogenannten 
atypischen Arbeitnehmenden.

Für die atypischen Arbeitnehmenden gilt fol-
gende Regelung: Dauern mehrere aufeinander-
folgende Anstellungen beim gleichen Arbeit-
geber insgesamt länger als drei Monate, und 
übersteigt kein Unterbruch drei Monate, so sind 
die Mitarbeitenden dem BVG zu unterstellen. 

Werden die Arbeitsverhältnisse einzeln ver-
einbart, so ist der Arbeitnehmende ab Beginn 
des insgesamt vierten Arbeitsmonats zu ver-
sichern. Wird jedoch vor dem ersten Arbeits-
antritt vereinbart, dass die Anstellungsdauer 
insgesamt drei Monate übersteigt, so ist der 
Arbeitnehmende ab Beginn des Arbeitsver-
hältnisses zu versichern.

In den folgenden Praxisbeispielen wird vo-
rausgesetzt, dass der Mindestlohn in den 
Anstellungsmonaten jeweils erreicht wird 
(CHF 22 050.– pro Jahr).
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Versicherter Lohn
Zu welchem Lohn die Mitarbeitenden in den 
obigen Fallbeispielen zu versichern sind, er-
gibt sich aus den Bestimmungen des jewei-
ligen Reglements. Wird der versicherte Lohn 
von Monat zu Monat angepasst, so ergibt 
sich ein versicherter Lohn nur in denjenigen 
Monaten, in welchen dieser auf das Jahr 
aufgerechnet den Minimallohn erreicht. Wird 
hingegen der versicherte Lohn bei Beginn 
des Arbeitsverhältnisses definitiv festgelegt, 
so wird in jedem Monat, also auch in den 
Monaten ohne Einkommen, die Person zum 
Durchschnittslohn der gesamten Anstellungs-
zeit versichert.

Arbeitsunfähigkeit Grundsatz
Bei Krankheit, Unfall, Mutterschaft mit redu-
ziertem Lohn behält der bisherige koordinier-
te Lohn mindestens so lange Gültigkeit, als 
die Lohnfortzahlungspflicht des Arbeitgebers 
nach Art. 324a OR bestehen würde (also nach 

der Dauer der Lohnfortzahlungsskalen) oder 
ein Mutterschaftsurlaub nach Art.  329f OR 
dauert (14 Wochen). Die versicherte Person 
kann jedoch die Herabsetzung des koordinier-
ten Lohns verlangen (Art. 8 BVG). Unschöne 
Details: Die Finanzierung ist nicht geregelt, 
der AG muss sich nicht beteiligen. Zudem gilt 
diese Regelung nur im Bereich des Obligatori-
ums, weil das BVG nur so weit Bestimmungen 
zum versicherten Lohn machen kann.

Krankheit
Die Versicherungspflicht endet nach Art.  10 
Abs. 2 BVG, wenn

	• das Arbeitsverhältnis aufgelöst wird.
	• der Mindestlohn unterschritten wird.

Dies konkretisiert Art. 8 BVG wie folgt: Sinkt 
der Jahreslohn vorübergehend wegen Krank-
heit oder Unfall, so behält der bisherige koor-

dinierte Lohn mindestens so lange Gültigkeit, 
als die Lohnfortzahlungspflicht des Arbeitge-
bers nach Art.  324a Obligationenrecht be-
stehen würde. Die versicherte Person kann 
jedoch die Herabsetzung des koordinierten 
Lohns verlangen.

Fall 1: Der Arbeitgeber leistet 100% Lohnfort-
zahlung während der Dauer gemäss Art. 324a 
OR. Die Dauer der Lohnfortzahlung ist in den 
Skalen (Berner, Zürcher, Basler Skala) festge-
legt. Solange also die Lohnfortzahlung nach 
den Skalen andauert, ist auch die BVG-Versi-
cherung unverändert fortzusetzen. Weder ist 
der Mindestlohn unterschritten, noch ist das 
Arbeitsverhältnis aufgelöst.

Fall 2: Der Arbeitgeber leistet 100% Lohn-
fortzahlung während einer längeren Zeit, also 
beispielsweise während eines Jahres. Solange 

PRAXISBEISPIELE
Beispiel 1
Ein 19-jähriger Student arbeitet für zwei Monate in 
einer Produktionsfirma. Er ist nicht dem BVG un-
terstellt. Das Gleiche gilt, wenn er für drei Monate 
angestellt ist. Ist er hingegen für dreieinhalb Monate 
angestellt, so ist er für die ganze Zeit der beruflichen 
Vorsorge unterstellt (Risikoversicherung aufgrund 
des Alters).

Beispiel 2
Eine 30-jährige Sachbearbeiterin hilft für zwei Mo-
nate in einem Unternehmen aus. Sie wird nicht bei 
der Pensionskasse angemeldet. Bereits in den ers-
ten zwei Wochen vereinbaren die Vertragsparteien, 
das Arbeitsverhältnis auf sechs Monate zu verlän-
gern, weil ein Mitarbeiter wegen Krankheit länger 
ausfällt. Die Mitarbeiterin ist ab dem Folgemonat, 
also ab dem zweiten Monat des Arbeitsverhältnis-
ses, in der Pensionskasse zu versichern (Risiko- und 
Alterssparversicherung).

Beispiel 3
Ein 40-jähriger Mitarbeiter vereinbart, während der 
Monate März bis Mai sowie August bis September in 
einer Firma auszuhelfen. Da bereits vor dem ersten 
Arbeitsantritt vereinbart wird, dass er insgesamt fünf 
Monate in der Firma arbeiten wird, ist er ab März 
BV-pflichtig.

Beispiel 4
Eine 52-jährige Mitarbeiterin wird von Januar bis 
März in einer Firma eingestellt. Da im Juni bereits 
wieder ein Engpass auftritt, wird sie nochmals von 
Juni bis August angestellt. Beide Arbeitsverhältnis-
se dauern drei Monate, und es würde sich bei einer 
einzelnen Betrachtung keine BV-Pflicht ergeben. Da 
es sich jedoch um ein wiederholtes Arbeitsverhältnis 
mit zwei Monaten Unterbruch handelt, ist die Mit-
arbeiterin ab dem vierten Monat, hier also ab dem 
Juni, in der BV zu versichern.
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die Lohnfortzahlung andauert und das Arbeits-
verhältnis nicht aufgelöst wird, ist die BVG-Ver-
sicherung unverändert fortzuführen. Der Grund 
ist der gleiche: Weder ist der Mindestlohn 
unterschritten, noch ist das Arbeitsverhältnis 
aufgelöst.

Fall 3: Der Arbeitgeber hat eine Lohnfortzah-
lungsversicherung abgeschlossen, welche 
ab dem 31.  Tag 80% Krankentaggeld be-
zahlt. Bis zum 30.  Tag leistet der Arbeitge-
ber ebenfalls nur 80% Lohnfortzahlung. In 
diesem Fall behält der bisherige koordinierte 
Lohn mindestens so lange Gültigkeit, als die 
Lohnfortzahlung nach Art. 324a OR bestehen 
würde. Der versicherte Lohn darf also nicht 
sofort herabgesetzt werden, auch wenn der 
Arbeitgeber nur noch 80% Lohn leistet oder 
nach dem 31. Tag gar keine Lohnfortzahlung 
mehr erbringt.

Allerdings gilt es dabei zu beachten, dass das 
BVG nur die Minimalversicherung regelt. Es ist 
also möglich, dass das Reglement vorsieht, 
dass der Lohn über dem BVG-Obligatorium 
herabgesetzt wird. Zudem kann die versicher-
te Person die Herabsetzung des versicherten 
Lohns verlangen. In der Praxis wird vielfach 
im Vorsorgeplan eine Beitragsbefreiung mit 
einer Wartefrist geregelt.

BEISPIEL
Regelung im Vorsorgeplan
Arbeitsunfähige Personen und deren Arbeitgeber 
haben Anspruch auf Beitragsbefreiung. Die Bei-
tragsbefreiung beginnt mit Eintritt der Arbeitsunfä-
higkeit, frühestens jedoch nach der im Vorsorgeplan 
festgelegten Wartefrist oder nach sechs Monaten, 
sofern nichts anderes definiert ist. Für die Berech-
nung der Wartefrist werden die Tage, an denen eine 
Erwerbsunfähigkeit besteht, zusammengezählt. 
Tage, an denen die versicherte Person voll arbeits-
fähig ist (Unterbruchstage), verschieben den Beginn 
der Beitragsbefreiung.

Das heisst: Versicherte Person und Arbeitgeber 
bezahlen nach Ablauf der Wartefrist keine Beiträge 
mehr. Die Versicherung zahlt die Beiträge. Die Bei-
tragsbefreiung wird jeweils dem Grad der Erwerbs-
unfähigkeit angepasst.

Unfall
Die gleiche Regelung wie bei Krankheit gilt 
bei Unfall. Erhält eine Mitarbeiterin oder ein 
Mitarbeiter keinen Lohn mehr (oder nur noch 
einen Lohn unter dem Minimum), so behält 
der bisherige Lohn so lange Gültigkeit, als die 
Lohnfortzahlung dauern würde. Anschlies
send endet die Versicherung. Allerdings gilt 
auch diese Bestimmung nur für den obligato-
risch versicherten Teil des Lohns. Bei Beendi-
gung des Arbeitsverhältnisses endet in jedem 
Fall auch die BVG-Pflicht. Es sind allerdings 
die Sperrfristen zu beachten, damit eine Kün-
digung rechtsgültig ausgesprochen werden 
kann.

Mutterschaftsurlaub
Obligatorischer Bereich
Das BVG sieht in Art. 8 Abs. 3 vor, dass auch 
während des 14-wöchigen Mutterschafts
urlaubs die Pensionskassenversicherung 
in jedem Fall unverändert weiterläuft. Bei 
Mutterschaft behält der bisherige koordinier-
te Lohn so lange Gültigkeit, als der Mutter-
schaftsurlaub gemäss Art. 329f Obligationen-
recht – also 14 Wochen – dauert. Auch hier 
kann die versicherte Person die Herabsetzung 
des koordinierten Lohns verlangen, und auch 

hier kann der überobligatorisch versicherte 
Lohn gekürzt werden.

Es sind zwei Fälle denkbar:
	• Die Mitarbeiterin erhält Lohnfortzahlung in 
der Höhe der Mutterschaftsentschädigung 
oder darüber. Der Arbeitgeber beansprucht 
dafür die Mutterschaftsentschädigung. Der 
versicherte BVG-Lohn bleibt unverändert. 
Der Arbeitgeber trägt mindestens die Hälfte 
der Pensionskassenbeiträge.

	• Der Arbeitgeber leistet während des Mut-
terschaftsurlaubs keine Lohnfortzahlung. 
Die Arbeitnehmerin erhält die Mutter-
schaftsentschädigung entweder über den 
Arbeitgeber oder direkt von der AHV-Aus-
gleichskasse. Der versicherte BVG-Lohn 
bleibt unverändert. Die Finanzierung der 
Pensionskassenbeiträge ist im BVG nicht 
geregelt. Sie richtet sich folglich nach dem 
Reglement der Pensionskasse.

PRAXISBEISPIELE
Beispiel 1
Eine Mitarbeiterin mit CHF  65 000.– Jahreslohn 
bezieht Mutterschaftsurlaub. Der Arbeitgeber leis-
tet während der 14  Wochen Mutterschaftsurlaub 
100% Lohnfortzahlung. Die Mutterschaftsentschä-
digung beträgt rund CHF  4333.– pro Monat oder 
CHF 144.– pro Tag und fliesst an den Arbeitgeber. 
Der bei der Pensionskasse versicherte Lohn beträgt 
weiterhin CHF 65 000.– minus Koordinationsabzug 
von CHF 25 725.– (Stand 2024), also CHF 39 275.–. 
Der Arbeitgeber hat in jedem Fall mindestens die 
Hälfte der BVG-Beiträge zu finanzieren.

Beispiel 2
Eine Mitarbeiterin mit CHF  52 000.– Jahreslohn 
bezieht Mutterschaftsurlaub. Der Arbeitgeber leis-
tet keine Lohnfortzahlung. Die Mitarbeiterin erhält 
die Mutterschaftsentschädigung von CHF  116.– 
pro Tag über den Arbeitgeber ausbezahlt. Die 
Pensionskassenversicherung wird unverändert mit 
einem versicherten Lohn von CHF  52 000.– mi-
nus Koordinationsabzug von CHF 25 725.– (Stand 
2024), also CHF 26 275.–, fortgesetzt. Das Regle-
ment der Pensionskasse sieht keine Verpflichtung 
für den Arbeitgeber vor, die Hälfte der Prämie zu 
übernehmen. Die Mitarbeiterin muss die ganze 
BVG-Prämie übernehmen. Sie verlangt die Her-
absetzung des versicherten Lohns. Während der 
14 Wochen wird der versicherte Lohn auf 80% von 
CHF 52 000.– (= CHF 41 600.–) minus Koordina
tionsabzug von CHF  25 725.– (Stand 2024), also 
auf CHF 15 875.– herabgesetzt.

Überobligatorischer Bereich
Wie bei der Lohnfortzahlung gilt es zu be-
achten, dass das BVG nur die Minimalversi-
cherung regelt. Es ist also möglich, dass das 
Reglement vorsieht, dass der Lohn über dem 
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BVG-Obligatorium herabgesetzt wird. Zudem 
kann die versicherte Person die Herabsetzung 
des versicherten Lohns verlangen.

PRAXISBEISPIEL
Eine Mitarbeiterin mit CHF  130 000.– 
Jahreslohn bezieht Mutterschaftsurlaub. Der Ar-
beitgeber leistet 80% Lohnfortzahlung während 
der 14  Wochen. Die Mutterschaftsentschädigung 
beträgt CHF  220.– pro Tag (das Maximum) oder 
CHF  6600.– pro Monat. Die Pensionskasse versi-
chert den Lohn der Mitarbeiterin auch im überobli-
gatorischen Bereich: CHF 130 000.– minus Koordi-
nationsabzug von CHF 25 725.– (Stand 2024), also 
CHF 104 275.–. Das Reglement sieht bei Arbeitsver-
hinderungen und Mutterschaftsurlaub eine Reduk-
tion des versicherten Lohns im überobligatorischen 
Bereich vor. Versichert ist in diesem Fall noch ein 
koordinierter Lohn von 80% von CHF  130 000.– 
(= CHF 104 000.–) minus Koordinationsabzug von 
CHF 25 725.–, also CHF 78 275.–. Der Arbeitgeber 
hat dafür mindestens die Hälfte der BVG-Beiträge zu 
finanzieren.

Bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses während 
des Mutterschaftsurlaubs endet auch die BVG-
Pflicht.

Beschäftigung von  
invaliden Mitarbeitenden
Speziell geregelt ist die Berechnung des koor-
dinierten Lohns bei teilweisem Rentenbezug 
der IV (Art. 4 BVV2). Die Grenzbeträge sind 
dann  – mit Ausnahme des minimal koordi-
nierten Lohns  – abgestuft dem Invaliditäts-
grad anzupassen.

Personen mit einer Invalidität von 70% und 
mehr sind dem BVG nicht unterstellt. Perso-
nen mit einem Invaliditätsgrad unter 70% sind 
dem BVG unterstellt. Die Grenzbeträge sind 

zu kürzen in Höhe der IV-Rentenprozente. Der 
minimal versicherte Lohn beträgt bei einer 
Teilinvalidität immer CHF  3675.– und wird 
nicht gekürzt. 

Hinweis der Redaktion: Zum Zeitpunkt der Er-
stellung sind die Ergebnisse der Abstimmung 
zur BVG-Reform noch nicht bekannt. 

FUSSNOTEN
1	 Zusätzlich sind sogenannte atypische Arbeitnehmende 

zu versichern, falls mehrere aufeinanderfolgende An-
stellungen beim gleichen Arbeitgeber insgesamt länger 
als drei Monate dauern und kein Unterbruch drei Mo-
nate übersteigt. Erläuterungen und Beispiele finden Sie 
weiter unten im Text.

AUTOR
Ralph Büchel ist Geschäftsleiter von 
Caveris. Neben der Ausbildung zum 
Treuhänder mit eidg. Fachausweis ist 
er Sozialversicherungsfachmann mit 
eidg. Fachausweis und diplomierter 
Sozialversicherungsexperte.

Payroll für Anfänger und Quereinsteiger
Praktisches Know-how für korrekte Lohnabrechnungen

Unser Seminar vermittelt Ihnen das nötige Rüstzeug, um Ihre neue Aufgabe mit Leichtigkeit und Präzision 
zu meistern. Nach dem Seminar kennen Sie die wichtigsten rechtlichen, organisatorischen und praktischen 
Aspekte der Lohn- und Gehaltsabrechnung. Sie erhalten das nötige Wissen, um in der Welt der Payroll erfolg-
reich zu navigieren.

Ihr Praxis-Nutzen

	• Sie setzen steuerliche, sozialversicherungs- und arbeitsrechtliche  
Bestimmungen korrekt um.

	• Sie erhalten einen Einblick in das Vergütungsmanagement.

	• Sie wissen, wie Lohnausweise korrekt ausgestellt werden.

Melden Sie sich jetzt an unter: www.praxisseminare.ch  
oder 044 434 88 34

PERSONAL WEKA Praxis-Seminare

S C A N N E N  U N D 
MEHR ERFAHREN


